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 Allgemeine Bedingungen für die 
Vergabe von ERP-Mitteln 

  
 

 

Die in den ERP-W irtschaftsplänen veranschlagten 
Mittel werden nach Maßgabe von Einzelrichtlinien ver-
geben. Die nachstehenden Allgemeinen Bedingungen 
sind Bestandteil jeder Einzelrichtlinie, sow eit Abwei-
chendes nicht festgelegt ist. 
 
1. Förderungswürdigkeit 
Die ERP-Mittel dienen der F örderung der deutschen 
Wirtschaft. Es werden nur Vorhaben berücksichtigt, 
die volkswirtschaftlich förderungswürdig sind, die
Wettbewerbs- und Leistungsf ähigkeit der geförderten 
Unternehmen steigern und einen nachhaltigen wirt-
schaftlichen Erfolg erwarten lassen. ERP-Mittel sollen 
nur gewährt werden, wenn die Durchführung des Vor-
habens ohne diese F örderung wesentlich erschwert 
würde. Dabei sind auch die wirtschaftlichen Gesamt-
verhältnisse der Eigentümer zu berücksichtigen. Sa-
nierungsfälle beziehungsweise die Förderung von
Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der EU-De-
finition sind ausgeschlossen. 

 

 

 
2. Investitionsfinanzierung 
Die ERP-Mittel werden für die Finanzierung von Inves-
titionen mit mittel- bis langfristigem Finanzierungsbe-
darf zur Verfügung gestellt. Die Laufzeit von ERP-
Darlehen soll sich an der betriebsgewöhnlichen Nut-
zungsdauer orientieren; bei Bauten darf sie höchstens 
20 Jahre betragen. Verschiedene Laufzeiten können 
zu einer Durchschnittslaufzeit zusammengefasst w er-
den. 
 
3. Anteilsfinanzierung 
Die ERP-Mittel dienen grundsätzlich der anteiligen Fi-
nanzierung des Vorhabens. Der Empfänger hat sich 
entsprechend seiner Vermögenslage und Ertragskraft 
in angemessenem Umfang mit Eigenmitteln und an-
deren Fremdmitteln an der Gesamtfinanzierung zu 
beteiligen. Ermäßigen sich die Kosten des Vorhabens 
oder erhöhen sich andere ö ffentliche Finanzierungs-
mittel, werden die ERP-Mittel anteilig gekürzt. 
 
4. Nachfinanzierung 
Die ERP-Mittel dürfen nicht für Vorhaben gew ährt
werden, mit deren Durchführung im Z eitpunkt der An-
tragstellung bereits begonnen worden ist. 
 

 

5. Vergabe und Besicherung 
Die ERP-Mittel w erden grundsätzlich unter Einschal-
tung von Kreditinstituten vergeben, die für die Darle-
hen grundsätzlich die volle  Haftung übernehmen. Die 
ERP-Darlehen sind banküblich abzusichern, unter 
Umständen durch Bürgschaften der Bürgschaftsban-
ken/Kreditgarantiegemeinschaften oder der Länder.  
 
6. Zweckbindung 
Die ERP-Mittel sind für den nach den Richtlinien fest-
gelegten Zweck zu verwenden. Sie sind zurückzuzah-
len, wenn sie bestimmungsw idrig verwendet werden 
oder die Voraussetzungen für ihre Gew ährung sich 
nachträglich ändern oder entfallen. 
 
7. Vergütung für Kreditinstitute 
Die Vergütung für Kreditinstitute ist in dem Zinssatz für 
ERP-Darlehen enthalten. 
 
8. Antragsunterlagen 
Der Antrag auf Gewährung von ERP-Mitteln muss eine 
Beurteilung des Vorhabens ermöglichen und sollte 
deshalb die dafür erforderlichen Angaben enthalten: 
• Beschreibung des Unternehmens, einschließ lich 

der in den jew eiligen Einzelrichtlinien vorgese-
henen Antragsberechtigung, 

• Letzte Jahresabschlüsse oder vergleichbare Un-
terlagen, 

• Beschreibung des Vorhabens unter Berücksichti-
gung des in den jew eiligen Einzelrichtlinien vor-
gesehenen Verwendungszwecks, 

• Kosten- und Finanzierungsplan, 
• künftige Erfolgserwartungen, 
• Besicherungsvorschlag 
• gegebenenfalls Nachweis der fachlichen Eig-

nung. 
Der Antrag muss die Versicherung enthalten, dass die 
Angaben vollständig und richtig sind. Die Angaben 
über die Antragsberechtigung und über den Verw en-
dungszweck sind subventionserheblich im Sinne von  
§ 264 Strafgesetzbuch (StGB) in Verbindung mit § 2 
des Subventionsgesetzes. 
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9. Rechtsanspruch 
Ein Rechtsanspruch auf ERP-Mittel besteht nicht. Die 
Gewährung und Bemessung der einzelnen Darlehen 
richtet sich nach dem Umfang der vorhandenen Mittel. 
 
10. Auskunftspflicht, Prüfung 
Den Beauftragten des ERP-Sondervermögens sind 
auf Verlangen erforderliche Auskünfte zu erteilen, Ein-
sicht in Bücher und Unterlagen sow ie Prüfungen zu 
gestatten.  
Das Bundesministerium für W irtschaft und Arbeit darf 
dem Ausschuss des Deutschen Bundestages für 
Wirtschaft und Arbeit im Einzelfall den Namen des 
Antragstellers, Höhe und Z weck des Darlehens in 
vertraulicher Weise bekannt geben, sofern der Wirt-
schaftsausschuss dies beantragt. 
Die Bundesregierung darf zudem Name, Anschrift, 
Wirtschaftszweig, Beihilfebetrag, förderfähige Kosten 
des Vorhabens und Gesamtkosten des Vorhabens an 
die Europäische Kommission übermitteln, sofern er zu 
den 50 am meisten Begünstigten im jew eiligen ERP-
Programm gehört. 

 Beratungszentrum Berlin:  Behrenstr. 31, 10117 Berlin, Tel.: 030 20264-5050

Datum:  03/2009   Bestellnummer:  142 261 

KfW Palmengartenstr. 5-9, 60325 Frankfurt Postfach 11 11 41, 60046 Frankfurt Tel.: 069 7431-0 Fax: 069 7431-2944 www.kfw.de 
Infocenter der KfW Mittelstandsbank  Tel.: 01801 241124 Infocenter der KfW Förderbank  Tel.: 01801 335577 

Beratungszentrum Bonn:  Ludwig-Erhard-Platz 1-3, 53179 Bonn, 
Tel. 0228 831-8003 Beratungszentrum Frankfurt:  Bockenheimer Landstraße 104, 60325 Frankfurt, Tel.: 069 7431-3030 

*) 3,9 Cent/Minute aus dem Festnetz der Deutschen Telekom, Preise aus Mobilfunknetzen können abweichen 


	Allgemeine Bedingungen für die Vergabe von ERP-Mitteln

	1. Förderungswürdigkeit 
	2. Investitionsfinanzierung 
	3. Anteilsfinanzierung 
	4. Nachfinanzierung 
	5. Vergabe und Besicherung 
	6. Zweckbindung 
	7. Vergütung für Kreditinstitute 
	8. Antragsunterlagen 
	9. Rechtsanspruch 
	10. Auskunftspflicht, Prüfung 




